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Die Erfahrung der Restitution des Rechts auf Privateigentum nach der sowjetischen Besatzung in Lettland
In 1990–1991 hat die Republik Lettland ihre Unabhängigkeit de facto wiederhergestellt. Nach der Erlangung der Unabhängigkeit wurde die Wiederherstellung der historischen Gerechtigkeit im Bereich Eigentumsrecht zu einer der ersten Aufgaben für Lettland als Rechtsstaat. Das von der Sowjetmacht verstaatlichte Eigentum musste wieder entstaatlicht werden. Die Restitution des Eigentumsrechts darf nicht nur als Wiederherstellung der historischen Gerechtigkeit im Privateigentumsbereich betrachtet werden. Es ist auch ein wesentlicher Aspekt für die Begründung der staatlichen Kontinuierlichkeit Lettlands de iure.
Schluβfolgerungen: 
1. Die Wiederherstellung des Eigentumsrechts ist ein wesentlicher Aspekt für die Begründung der staatlichen Kontinuität Lettlands de iure. Die Entstaatlichung des Eigentums ist als die Pflicht eines Rechtstaates zu betrachten.
2. Eine gerechte Entstaatlichung macht die Erneuerung der Rechte der ehemaligen Eigentümer vorrängig (prioritär) vor der allgemeinen Privatisierung des staatlichen und Kommunalverwaltungseigentums.   
3. Im Entstaatlichungsverfahren ist der Staat verpflichtet, die Rechte des gutgläubigen Erwerbers zu verteidigen, widrigenfalls wird im Namen der Wiederherstellung einer abstrakten Gerechtigkeit eine neue Ungerechtigkeit entstehen. 
4. Die Wiedererstellung der vollständigen historischen Gerechtigkeit im Eigentumsrechtbereich ist nach mehr als 50 Jahren Besatzung nicht möglich ohne Maßnahmen zu treffen, um im Rahmen des Möglichen die Verluste des Sowjetregimes wiedergutzumachen (bereits zu Beginn des Restitutionsprozesses muss ein effizienter Kompensationsmechanismus ausgearbeitet sein). 
5. Aus den Gerichtsurteilen erfolgt, dass in sozial empfindlichen Fragen unabhängige Rechtssprechung viel mehr der Gerechtigkeit beileisten/ beitragen kann als ein populistischer Gesetzgeber.

